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DIE GESETZE 
 

GESETZ ZUM SCHUTZ UND ZUR PFLEGE DER DENKMÄLER IM LANDE 
NORDRHEIN-WESTFALEN (DENKMALSCHUTZGESETZ - DSCHG)  

 

§ 13  

Ausgrabungen  

(1) Wer nach Bodendenkmälern graben oder Bodendenkmäler aus einem Gewässer bergen 
will, bedarf hierzu der Erlaubnis der Oberen Denkmalbehörde. Ausgenommen sind 
Nachforschungen, die unter der Verantwortung des Landes, des Landschaftsverbandes oder 
der Stadt Köln (§ 22 Abs. 5) stattfinden. 

(2) Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn die beabsichtigte Grabung oder Bergung 
Bodendenkmäler oder die Erhaltung von Quellen für die Forschung nicht gefährdet. (3) Die 
Erlaubnis kann mit Auflagen und unter Bedingungen erteilt werden, die die Planung und 
Ausführung der Grabung oder Bergung, die Leitung durch vorgebildete Fachkräfte, die 
Behandlung und Sicherung der Bodenfunde, die Dokumentation der Grabungsfunde, die 
Berichterstattung und die abschließende Herrichtung der Grabungsstätte betreffen. Sie kann 
auch unter der Bedingung erteilt werden, daß die Ausführung nach einem von der Oberen 
Denkmalbehörde gebilligten Plan erfolgt. 

 

§ 15  

Entdeckung von Bodendenkmälern  

(1) Wer in oder auf einem Grundstück ein Bodendenkmal entdeckt, hat dies der Gemeinde 
oder dem Landschaftsverband unverzüglich anzuzeigen. Die Gemeinde hat unverzüglich den 
Landschaftsverband zu benachrichtigen. Dieser unterrichtet die Obere Denkmalbehörde.  

(2) Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und die sonstigen 
Nutzungsberechtigten sowie der Leiter der Arbeiten, bei denen das Bodendenkmal entdeckt 
worden ist, sobald sie von der Entdeckung erfahren. Absatz 1 gilt entsprechend. Die Anzeige 
eines Verpflichteten befreit die übrigen. 

 

§ 16  

Verhalten bei der Entdeckung von Bodendenkmälern  

(1) Die zur Anzeige Verpflichteten haben das entdeckte Bodendenkmal und die 
Entdeckungsstätte in unverändertem Zustand zu erhalten.  
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(2) Die Verpflichtung gemäß Absatz 1 erlischt drei Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 
schriftlicher Anzeige spätestens eine Woche nach deren Absendung. Die Obere 
Denkmalbehörde kann die Frist von drei Werktagen verlängern, wenn die sachgerechte 
Untersuchung oder die Bergung des Bodendenkmals dies erfordert. Ist ein Bodendenkmal bei 
laufenden Arbeiten entdeckt worden, so soll die Frist von drei Werktagen nur überschritten 
werden, wenn der Betroffene hierdurch nicht wirtschaftlich unzumutbar belastet wird. 

(3) Die Verpflichtung nach Absatz 1 erlischt vor Ablauf von drei Werktagen mit a) dem 
Abschluß der Untersuchung oder Bergung durch den Landschaftsverband oder die Stadt Köln 
(§ 22 Abs. 5) oder. b) der Freigabe durch die Obere Denkmalbehörde im Benehmen mit dem 
Landschaftsverband oder der Stadt Köln (§ 22 Abs. 5). (4) Das Land und der 
Landschaftsverband oder die Stadt Köln (§ 22 Abs. 5) sind berechtigt, das Bodendenkmal zu 
bergen, auszuwerten und für wissenschaftliche Erfor- schung bis zu sechs Monaten in Besitz 
zu nehmen. Dabei sind alle zur Erhaltung des Bodendenkmals notwendigen Maßnahmen zu 
treffen. Die Obere Denkmalbehörde kann die Frist verlängern, wenn dies zur Erhaltung des 
Bodendenkmals oder für seine wis- senschaftliche Erforschung erforderlich ist. 

 

§ 17 

Schatzregal  

(1) Bewegliche Denkmäler und bewegliche Bodendenkmäler sowie Funde von besonderer 
wissenschaftlicher Bedeutung, die herrenlos sind oder die solange verborgen waren, dass das 
Eigentum nicht mehr zu ermitteln ist, werden mit der Entdeckung Eigentum des Landes. Sie 
sind unverzüglich an die Untere Denkmalbehörde oder das Denkmalpflegeamt zu melden 
und zu übergeben.  

(2) Denjenigen, die ihrer Ablieferungspflicht nachkommen, soll eine angemessene Belohnung 
in Geld gewährt werden, die sich am wissenschaftlichen Wert des Fundes orientiert. Ist die 
Entdeckung bei unerlaubten Nachforschungen gemacht worden, sollte von der Gewährung 
einer Belohnung abgesehen werden. Über die Gewährung der Belohnung und ihre Höhe 
entscheidet im Einzelfall die Oberste Denkmalbehörde im Einvernehmen mit dem örtlich 
zuständigen Denkmalpflegeamt. 

 

§ 21  

Zuständigkeit der Denkmalbehörden  

(1) Soweit nicht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes etwas anderes bestimmt ist, sind 
die Unteren Denkmalbehörden für den Vollzug dieses Gesetzes zuständig.  

(2) Örtlich zuständig ist die Denkmalbehörde, in deren Bezirk sich das Denkmal befindet. Im 
Zweifel entscheidet die nächsthöhere Denkmalbehörde über die Zuständigkeit. Bei 
Bodendenkmälern richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach der Entdeckungsstätte; bei 
Gefahr im Verzuge kann auch die Denkmalbehörde Anordnungen erlassen, in deren Bezirk 
sich das Bodendenkmal befindet.  
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(3) Ist der Bund oder das Land Nordrhein-Westfalen als Eigentümer oder 
Nutzungsberechtigter eines Denkmals betroffen, entscheidet anstelle der Unteren 
Denkmalbehörde der Regierungspräsident.  

(4) Die Unteren und Oberen Denkmalbehörden treffen ihre Entscheidungen im Benehmen 
mit dem Landschaftsverband. Das Benehmen gilt als hergestellt, wenn der Denkmalbehörde 
nicht innerhalb von drei Monaten eine Äußerung des Landschaftsverbandes vorliegt. Will die 
Denkmalbehörde von der Äußerung des Landschaftsverbandes abweichen, so hat der 
Landschaftsverband das Recht, unmittelbar die Entscheidung der Obersten Denkmalbehörde 
herbeizuführen. § 22 Abs. 5 gilt entsprechend. 

 

§ 27  

Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes  

(1) Wer eine Handlung, die nach diesem Gesetz der Erlaubnis bedarf, ohne Erlaubnis, 
unsachgemäß oder im Widerspruch zu Auflagen durchführt, muß auf Verlangen der Unteren 
Denkmalbehörde die Arbeiten sofort einstellen und den bisherigen Zustand wiederherstellen.  

(2) Wer widerrechtlich ein Denkmal vorsätzlich oder fahrlässig beschädigt oder zerstört, ist 
auf Verlangen der Unteren Denkmalbehörde verpflichtet, das Zerstörte wiederherzustellen.  

(3) Im übrigen finden die Vorschriften des Ordnungsbehördengesetzes Anwendung. 

 

§ 41  

Bußgeldvorschriften  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 1. eine Anzeige nach §§ 10 oder 
15 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 2 Satz 1 nicht oder nicht rechtzeitig erstattet, 2. Maßnahmen, die 
nach § 9 Abs. 1, §§ 12, 13 Abs. 1 Satz 1 oder § 14 Abs. 2 Satz 1 der Erlaubnis bedürfen, ohne 
Erlaubnis oder abweichend von ihr durchgeführt oder durchführen läßt, 3. entdeckte 
Bodendenkmäler oder die Entdeckungsstätte nicht nach § 16 Abs. 1 unverändert läßt, 4. einer 
nach § 39 erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung für 
einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist.  

(2) Die Ordnungswidrigkeiten können mit Geldbußen bis zu 250.000 Euro geahndet werden. 
Wird ohne Erlaubnis nach § 9 Abs. 1 Buchstabe a ein Baudenkmal beseitigt, kann eine 
Geldbuße bis zu 500.000 Euro festgesetzt werden.  

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit verjährt in fünf Jahren.  

(4) Zuständige Behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten ist die Untere Denkmalbehörde. 
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STRAFGESETZBUCH (STGB)  

§ 123  

Hausfriedensbruch  

(1) Wer in die Wohnung, in die Geschäftsräume oder in das befriedete Besitztum eines 
anderen oder in abgeschlossene Räume, welche zum öffentlichen Dienst oder Verkehr 
bestimmt sind, widerrechtlich eindringt, oder wer, wenn er ohne Befugnis darin verweilt, auf 
die Aufforderung des Berechtigten sich nicht entfernt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

 

§ 242  

Diebstahl  

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache einem anderen in der Absicht wegnimmt, die Sache 
sich oder einem Dritten rechtswidrig zuzueignen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 246  

Unterschlagung  

(1) Wer eine fremde bewegliche Sache sich oder einem Dritten rechtswidrig zueignet, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in 
anderen Vorschriften mit schwererer Strafe bedroht ist.  

(2) Ist in den Fällen des Absatzes 1 die Sache dem Täter anvertraut, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe.  

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 

§ 259  

Hehlerei  

(1) Wer eine Sache, die ein anderer gestohlen oder sonst durch eine gegen fremdes 
Vermögen gerichtete rechtswidrige Tat erlangt hat, ankauft oder sonst sich oder einem 
Dritten verschafft, sie absetzt oder absetzen hilft, um sich oder einen Dritten zu bereichern, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Die §§ 247 und 248a gelten sinngemäß.  

(3) Der Versuch ist strafbar. 
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§ 304  

Gemeinschädliche Sachbeschädigung  

(1) Wer rechtswidrig Gegenstände der Verehrung einer im Staat bestehenden 
Religionsgesellschaft oder Sachen, die dem Gottesdienst gewidmet sind, oder Grabmäler, 
öffentliche Denkmäler, Naturdenkmäler, Gegenstände der Kunst, der Wissenschaft oder des 
Gewerbes, welche in öffentlichen Sammlungen aufbewahrt werden oder öffentlich aufgestellt 
sind, oder Gegenstände, welche zum öffentlichen Nutzen oder zur Verschönerung 
öffentlicher Wege, Plätze oder Anlagen dienen, beschädigt oder zerstört, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt das Erscheinungsbild einer in Absatz 1 bezeichneten 
Sache oder eines dort bezeichneten Gegenstandes nicht nur unerheblich und nicht nur 
vorübergehend verändert.  

(3) Der Versuch ist strafbar. 

 

 

AUSFÜHRUNGSGESETZ ZU ARTIKEL 26 ABS. 2 DES GRUNDGESETZES (GESETZ 
ÜBER DIE KONTROLLE VON KRIEGSWAFFEN) KRWAFFKONTRG 

 

§ 2  

Herstellung und Inverkehrbringen  

(1) Wer Kriegswaffen herstellen will, bedarf der Genehmigung.  

(2) Wer die tatsächliche Gewalt über Kriegswaffen von einem anderen erwerben oder 
anderen überlassen will, bedarf der Genehmigung. 

§ 3  

Beförderung innerhalb des Bundesgebietes  

(1) Wer Kriegswaffen im Bundesgebiet außerhalb eines abgeschlossenen Geländes befördern 
lassen will, bedarf der Genehmigung.  

(2) Der Genehmigung bedarf ferner, wer Kriegswaffen, die er hergestellt oder über die er die 
tatsächliche Gewalt erworben hat, im Bundesgebiet außerhalb eines abgeschlossenen 
Geländes selbst befördern will. (3) Kriegswaffen dürfen nur eingeführt, ausgeführt oder durch 
das Bundesgebiet durchgeführt werden, wenn die hierzu erforderliche Beförderung im Sinne 
des Absatzes 1 oder 2 genehmigt ist oder hierzu eine Allgemeine Genehmigung gemäß 
Absatz 4 erteilt wurde. 
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§ 12  

Pflichten im Verkehr mit Kriegswaffen  

(1) Wer eine nach diesem Gesetz genehmigungsbedürftige Handlung vornimmt, hat die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 1. um zu verhindern, daß die Kriegswaffen abhanden 
kommen oder unbefugt verwendet werden, 2. um zu gewährleisten, daß die gesetzlichen 
Vorschriften und behördlichen Anordnungen zum Schutze von geheimhaltungsbedürftigen 
Gegenständen, Tatsachen, Erkenntnissen oder Mitteilungen beachtet werden.  

(2) Wer Kriegswaffen herstellt, befördern läßt oder selbst befördert oder die tatsächliche 
Gewalt über Kriegswaffen von einem anderen erwirbt oder einem anderen überläßt, hat ein 
Kriegswaffenbuch zu führen, um den Verbleib der Kriegswaffen nachzuweisen. Dies gilt nicht 
in den Fällen des § 5 Abs. 1 und 2 sowie für Beförderungen in den Fällen des § 5 Abs. 3 Nr. 2.  

(3) Wer Kriegswaffen befördern lassen will, hat bei der Übergabe zur Beförderung eine 
Ausfertigung der Genehmigungsurkunde zu übergeben.  

(4) Wer eine Beförderung von Kriegswaffen ausführt, hat eine Ausfertigung der 
Genehmigungsurkunde mitzuführen, den zuständigen Behörden oder Dienststellen, 
insbesondere den Eingangs- und Ausgangszollstellen unaufgefordert vorzuzeigen und auf 
Verlangen zur Prüfung auszuhändigen.  

(5) Wer berechtigt ist, über Kriegswaffen zu verfügen, hat der zuständigen 
Überwachungsbehörde den Bestand an Kriegswaffen sowie dessen Veränderungen unter 
Angabe der dazu erteilten Genehmigungen innerhalb der durch Rechtsvorschrift oder durch 
Anordnung der zuständigen Überwachungsbehörde bestimmten Fristen zu melden.  

(6) Wer 1. als Erwerber von Todes wegen, Finder oder in ähnlicher Weise die tatsächliche 
Gewalt über Kriegswaffen erlangt, 2. als Insolvenzverwalter, Zwangsverwalter oder in 
ähnlicher Weise die tatsächliche Gewalt über Kriegswaffen erlangt, 3. die tatsächliche Gewalt 
über Kriegswaffen verliert, 4. Kenntnis vom Verbleib einer Kriegswaffe erlangt, über die 
niemand die tatsächliche Gewalt ausübt, hat dies der zuständigen Überwachungsbehörde 
oder einer für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit zuständigen Behörde oder 
Dienststelle unverzüglich anzuzeigen. Im Falle der Nummer 1 hat der Erwerber der 
tatsächlichen Gewalt über die Kriegswaffen innerhalb einer von der Überwachungsbehörde 
zu bestimmenden Frist die Kriegswaffen unbrauchbar zu machen oder einem zu ihrem Erwerb 
Berechtigten zu überlassen und dies der Überwachungsbehörde nachzuweisen. Die 
Überwachungsbehörde kann auf Antrag Ausnahmen von Satz 2 zulassen, wenn ein 
öffentliches Interesse besteht. Die Ausnahmen können befristet und mit Bedingungen und 
Auflagen verbunden werden. Nachträgliche Befristungen und Auflagen sind jederzeit 
zulässig.  

(7) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates 1. die erforderlichen Vorschriften zur Durchführung der Absätze 1 bis 6 zu 
erlassen, 2. geringe Mengen an Kriegswaffen und geringfügige Bestandsveränderungen von 
der Buchführungs-, Melde- und Anzeigepflicht (Absatz 2, 5 und 6) auszunehmen, soweit 
hierdurch öffentliche Interessen nicht gefährdet werden, 3. eine Kennzeichnung für 
Kriegswaffen vorzuschreiben, die den Hersteller oder Einführer ersichtlich macht. 
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BÜRGERLICHES GESETZBUCH BGB 

 

§ 903  

Befugnisse des Eigentümers  

Der Eigentümer einer Sache kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter 
entgegenstehen, mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung 
ausschließen. Der Eigentümer eines Tieres hat bei der Ausübung seiner Befugnisse die 
besonderen Vorschriften zum Schutz der Tiere zu beachten. 

 

§ 984  

Schatzfund  

Wird eine Sache, die so lange verborgen gelegen hat, dass der Eigentümer nicht mehr zu 
ermitteln ist (Schatz), entdeckt und infolge der Entdeckung in Besitz genommen, so wird das 
Eigentum zur Hälfte von dem Entdecker, zur Hälfte von dem Eigentümer der Sache erworben, 
in welcher der Schatz verborgen war. 


